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Ohne Grundbucheintrag
kann der Abriss drohen
Gestattet der Eigentümer die Errich-
tung eines Bauwerkes auf seinem Grund-
stück und wird dieses nicht durch eine
Eintragung im Grundbuch gesichert,
kann der Erwerber des Grundstücks des-
sen Beseitigung verlangen. Die Gestat-
tung des Vo¡eigentümers begrändet kei-
ne Duldungspflicht des Erwerbers. Im
konk¡eten Fal
richts (OVG)'
um ein \Masse
cken, das errichtet wurde, um die dar-
unter liegenden Weinberge und Gemein-,
destraßen zu schützen. Dieses muss nun
beseitigt we¡den. OVG Rheinland-Pfalz,
Urteil vom 4. April 2017, Az. '1. A
10865/16.

Vorsicht bei Kündigung
wegen Betriebsbedarfs
Wird eine Wohnung aus betrieblichen
Gründen gekündigt, so muss die gekün-
digte Wohnung für die Aufgaben des zu-
künftigen Mieters essentiell sein. Im
konkreten Fail ging es um eine Kündi-
gung zugunsten eines Llausmeisters,
der meh¡ere Objekte des Vermieters be-
treut und in der Nähe einer dieserAnla-
gen lebt. In eineï solchen Konstellation
ist eine Wohnung in einem der zu be-
treuenden Objekte für die Aufgabener-
füllung des Hausmeisters nicht notwen-
dig, so der Bundedgerichtshof (BGH).
Deshalb gäbe es auch keinen Bedarf,
der die Kündigung rechtfertigen würde,
Anders läge dies etwa bei einem ,,Con-
cierge", zu dessen Aufgaben auch eine
intensivere persþnliche Betreuung von
Bewohnern und Besuchern gehören
kann. BGH, Urteil vom 29. Mîirz 2077,
Az. VIn 2R4411.6.

Nils Flaßhoff, Rechtsanwalt in der Kanzlei Bethge
lmmobilienanwälte, Hannover

Keine Pflicht zur Bese¡t¡gung
von Mängeln bei Baustopp'
O¡dnet die Behörde einen Baustopp an,
besteht -. zumindest vorübergehènd -
keine Pflicht zur Mängelbeseitigung. In

dem konk¡eten Fall klagte ein Auftragge-
ber gegen den Bauunternehmer auf
Schadenersatz wegeî behaupteter Män-
gel. Die Klage blieb erfolglos. Denn zu-
vor w¿tr von der Behörde ein Baustopp
verhängt wordên, da das Vorhaben
nicht genehmigt war. Der BauunÎerneh-

tungspflicht zudem endgültig nicht
mehr durchführbar. Oberlandesgericht
München, Beschluss vom 14. Jull 201.4,
4z.27 U 295114.

Nutzbarkéit von Grundstücken
darf eingeschränkt werden

. Die bauliche und auch private Nutzbar-
keit von Grundstücken darf durch ei-
neneBebauungsplan verändert oder ein-

, geschränkt werden. Je stärker die Ein-

25.76.

Witterungsschutz ist
kei ne Auftra ggeberpf I ¡cht
F.s obliegt nicht dem Auftraggeber, wåih-
rend der Bauwe¡kserstelluñg für einen

Schutz vor außèrle-
tigen Witterungslagen
Frost, Eis und Schnee

zu sorgen, sofern nicht explizit etwas an-
deres vereinbart wurde, Im konkreten,
Fall verlangte der
Auftraggeber eine
für Meh¡kosten, d

baren Zustand zu halten. BGH, Urteil
vom20. April2077, Az. VII 2F.194113.
Felix Blaschryþ Rechtsanwalt in der Kanzlei
Bethge lmmobilienanwälte, Hannover




